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Kreis Lippe 
 
569 Aufforderung zur Einreichung von Wahlvor-

schlägen für die Wahl der Vertretung  des 
Kreises Lippe am 25. Mai 2014 

 
Gemäß § 24 der Kommunalwahlordnung –KWahlO- vom 
31. August 1993 (GV. NRW. 1993 S. 592, 967) in der zur-
zeit gültigen Fassung fordere ich hiermit zur Einreichung 
von Wahlvorschlägen für die Wahl 
 

-in den Wahlbezirken und 
-aus den Reservelisten 

 
auf. 
 
Auf die Bestimmungen der §§ 15 bis 17 des Kommunal-
wahlgesetzes –KWahlG- in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 30. Juni 1998 (GV. NRW. 1998 S. 454, 509 und 
1999 Seite 70) in der zurzeit gültigen Fassung und der §§ 
25, 26 und 31 KWahlO weise ich hin. 
 

I. Allgemeines 
 

1. Einreichungsfrist 
 
Die Wahlvorschläge für die Wahl in den Wahlbezirken und 
aus den Reservelisten sind gem. § 15 Abs. 1 S. 1 KWahlG 
spätestens bis zum 07. April 2014, 18.00 Uhr (48. Tag 
vor der Wahl, 18.00 Uhr Ausschlussfrist) bei dem Wahl-
leiter des Kreises Lippe, Felix-Fechenbach-Str. 5, 32756 
Detmold (Kreishaus), einzureichen. 
Es wird dringend empfohlen, die Wahlvorschläge frühzeitig 
vor dem 07. April 2014 einzureichen, damit etwaige Män-
gel, die die Gültigkeit der Wahlvorschläge berühren, recht-
zeitig behoben werden können. 
 

2. Anzahl der zu wählenden Vertreter für den Kreis-
tag des Kreises Lippe und Einteilung des Kreisge-
bietes  

 
Nach § 3 Abs. 2 b KWahlG sind für den Kreis Lippe 60 Ver-
treter, davon 30 in Wahlbezirken  zu wählen.  

 
Auf die Bekanntmachung über die Einteilung des Kreisge-
bietes in Kreiswahlbezirke für die Kreistagswahl 2014 vom 
14.11.2013 (KrBl. Lippe Nr. 58 vom 18.11.2013, Nr. 494)  
weise ich ausdrücklich hin. 
 

3. Gesetzliche Voraussetzungen zur Wählbarkeit 
und zur Wahlberechtigung  

 
Wählbar ist jede wahlberechtigte Person, die das 18. Le-
bensjahr vollendet hat und seit mindestens drei Monaten 
ihre Hauptwohnung im Kreisgebiet hat. Nicht wählbar ist, 
wer am Wahltag infolge Richterspruchs in der Bundesre-
publik Deutschland die Wählbarkeit oder die Fähigkeit zur 
Bekleidung öffentlicher Ämter nicht besitzt. Unionsbürger 
sind unter den gleichen Voraussetzungen wie Deutsche 
wählbar. 
 
 
 
 
 
 
 

 
Wahlberechtigt für die Wahl des Kreistages Lippe ist, wer 
am Wahltag Deutscher im Sinne von Artikel 116 Abs. 1 des 
Grundgesetzes ist oder die Staatsangehörigkeit eines Mit-
gliedsstaates der Europäischen Gemeinschaft besitzt, das 
16. Lebensjahr vollendet hat und mindestens seit dem 16. 
Tag vor der Wahl im Kreisgebiet seine Wohnung, bei meh-
reren Wohnungen seine Hauptwohnung hat oder sich sonst 
gewöhnlich aufhält und keine Wohnung außerhalb des 
Kreisgebiets hat. Es darf kein Ausschlussgrund i.S. von § 8 
KWahlG vorliegen.  
 

4. Wahlvorschlagsberechtigte 
 
Wahlvorschläge können von politischen Parteien im Sinne 
des Artikels 21 des Grundgesetzes (Parteien), von Grup-
pen von Wahlberechtigten (Wählergruppen) und von ein-
zelnen Wahlberechtigten (Einzelbewerber), von diesen je-
doch keine Reserveliste, eingereicht werden. 
 

5. Vordrucke  
 
Für die Wahlvorschläge sind amtliche Vordrucke zu ver-
wenden, die von dem Wahlleiter des Kreises Lippe, Felix-
Fechenbach-Straße 5, 32756 Detmold (Kreishaus), Zimmer 
498/487  während der Dienststunden kostenlos abgegeben 
werden. 
 

6. Bewerber 
 
Als Bewerber einer Partei oder einer Wählergruppe kann in 
einem Wahlvorschlag nur benannt werden, wer in einer 
Mitglieder- oder Vertreterversammlung im Wahlgebiet hier-
zu gewählt worden ist. Kommt eine derartige Versammlung 
nicht zustande, so kann die Partei oder Wählergruppe ihre 
Bewerber in einer Versammlung von Wahlberechtigten 
aufstellen lassen. Als Vertreter für eine Vertreterversamm-
lung kann nur gewählt werden, wer am Tage des Zusam-
mentritts der zur Wahl der Vertreter einberufenen Ver-
sammlung im Wahlgebiet wahlberechtigt ist. Das Nähere 
über die Wahl der Vertreter für die Vertreterversammlung, 
über die Einberufung und Beschlussfähigkeit der Mitglie-
der- oder Vertreterversammlung sowie über das Verfahren 
für die Wahl des Bewerbers regeln die Parteien und Wäh-
lergruppen durch ihre Satzungen. 

 
Die Vertreter für die Vertreterversammlung und die Bewer-
ber für die Reserveliste sind innerhalb der letzten 15 Mona-
te vor Ablauf der Wahlperiode, die Bewerber für die Wahl-
bezirke frühestens nach der öffentlichen Bekanntgabe der 
Einteilung des Wahlgebietes in Wahlbezirke zu wählen. 
 

II. Wahlvorschläge für die Wahl in den Wahlbe-
zirken  

 
1. Der Wahlvorschlag soll nach dem Muster der An-
lage 11a KWahlO eingereicht werden. Er muss enthalten: 
- den Namen und gegebenenfalls die Kurzbezeichnung der 
Partei oder Wählergruppe, die den Wahlvorschlag ein-
reicht; Wahlvorschläge von Einzelbewerbern können durch 
ein Kennwort gekennzeichnet  werden, 
- Familiennamen, Vornamen, Beruf, Geburtsdatum, Ge-
burtsort, und Anschrift (Hauptwohnung) sowie Staatsange-
hörigkeit des Bewerbers; bei Beamten und Arbeitnehmern 
nach § 13 Abs. 1 und 6 des KWahlG sind auch der Dienst-
herr und die Beschäftigungsbehörde oder die Gesellschaft, 
Stiftung oder Anstalt, bei der sie beschäftigt sind, anzuge-
ben.  
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Der Wahlvorschlag soll ferner Namen und Anschrift der 
Vertrauensperson und der stellvertretenden Vertrauens-
person enthalten.  

 
2. Der Wahlvorschlag einer Partei oder Wählergrup-
pe muss von der für das Wahlgebiet zuständigen Leitung 
unterzeichnet sein (§ 15 Abs. 2 Satz 1 KWahlG). Bei ande-
ren Wahlvorschlägen muss mindestens ein Unterzeichner 
seine Unterschrift auf dem Wahlvorschlag selbst leisten. § 
26 Absatz 3 Nr. 3 und 4 KWahlO gilt entsprechend. 
 
3. Ist die Partei oder Wählergruppe in der im Zeit-
punkt der Wahlausschreibung laufenden Wahlperiode nicht 
ununterbrochen in der Vertretung des Kreises Lippe, im 
Landtag oder auf Grund eines Wahlvorschlages aus dem 
Land im Bundestag vertreten, so kann sie einen Wahlvor-
schlag nur einreichen, wenn sie nachweist, dass sie einen 
nach demokratischen Grundsätzen gewählten Vorstand, 
eine schriftliche Satzung und ein Programm hat; dies gilt 
nicht für Parteien, die die Unterlagen gemäß § 6 Abs. 3 
Satz 1 Nummer 1 und 2, Abs. 4 des Parteiengesetzes bis 
zum Tage der Wahlausschreibung ordnungsgemäß beim 
Bundeswahlleiter eingereicht haben. 
 
4.  Wahlvorschläge für einen Wahlbezirk dieser Par-
teien und Wählergruppen müssen ferner von mindestens 
20 Wahlberechtigten des Wahlbezirks persönlich und 
handschriftlich unterzeichnet sein auf  amtlichen Formblät-
tern nach Anlage 14 a KWahlO (Unterstützungsunter-
schriften). 
 
Dies gilt auch für Wahlvorschläge von Einzelbewerbern.  
 
Dabei ist folgendes zu beachten: 
 

- die Formblätter werden auf Anforderung vom Wahllei-
ter kostenfrei geliefert. Bei der Anforderung sind die 
Bezeichnung der Partei oder Wählergruppe, die den 
Wahlvorschlag einreichen will, bei Einzelbewerbern das 
Kennwort, sowie Familienname, Vornamen und Woh-
nort des vorzuschlagenden Bewerbers anzugeben. Der 
Wahlleiter hat die in Satz 2 genannten Angaben im 
Kopf der Formblätter zu vermerken. 
- Die Wahlberechtigten, die einen Wahlvorschlag unter-
stützen, müssen die Erklärung auf dem Formblatt per-
sönlich und handschriftlich unterschreiben. Die Anga-
ben zum Familiennamen, Vornamen, Tag der Geburt 
und zur Anschrift (Hauptwohnung) des Unterzeichners 
sowie der Tag der Unterzeichnung sollen vom Unter-
zeichner persönlich und handschriftlich auszugefüllt 
werden. 

- Für jeden Unterzeichner ist auf dem Formblatt  
oder gesondert eine Bescheinigung seiner Ge-
meinde nach dem Muster der Anlage 15 KWahlO 
beizufügen, dass er im Wahlbezirk wahlberechtigt 
ist. Gesonderte Bescheinigungen des Wahlrechts 
sind vom Träger des Wahlvorschlags bei der Ein-
reichung des Wahlvorschlags mit den Unterstüt-
zungsunterschriften zu verbinden. Wer für einen 
anderen eine Bescheinigung des Wahlrechts be-
antragt, muss nachweisen, dass der Betreffende 
den Wahlvorschlag unterstützt. Die Gemeinde darf 
nicht festhalten, für welchen Wahlvorschlag die 
Bescheinigung bestimmt ist. 
 
 
 
 

 
- Ein Wahlberechtigter darf nur einen Wahlvor-
schlag unterzeichnen; hat jemand mehrere Wahl-
vorschläge unterzeichnet, so ist seine Unterschrift 
auf allen weiteren Wahlvorschlägen ungültig; die 
gleichzeitige Unterzeichnung einer Reserveliste 
bleibt unberührt. Die Unterzeichnung des Wahl-
vorschlags durch den Bewerber ist zulässig. 

- Wahlvorschläge von Parteien und Wählergruppen dür-
fen erst nach Aufstellung des Bewerbers durch eine 
Mitglieder- oder Vertreterversammlung unterzeichnet 
werden. Vorher geleistete Unterschriften sind ungültig.  

 - Die ordnungsgemäße Unterzeichnung mit dem Nach-
weis der Wahlberechtigung der Unterzeichner (Anl. 14a 
KWahlO) bis zum Ablauf der Einreichungsfrist ist Vo-
raussetzung für das Vorliegen eines gültigen Wahlvor-
schlages, es sei denn, der Nachweis kann infolge von 
Umständen, die der Wahlvorschlagsberechtigte nicht zu 
vertreten hat, nicht rechtzeitig erbracht werden. 

 
5. Dem Wahlvorschlag sind außerdem beizufügen:  
 
- Die Zustimmungserklärung des vorgeschlagenen Be-
werbers nach dem Muster der Anlage 12a KWahlO, dass 
er seiner Aufstellung zustimmt und für keinen anderen 
Wahlvorschlag in einem Wahlbezirk des Wahlgebietes sei-
ne Zustimmung zur Benennung als Bewerber gegeben hat; 
die Erklärung kann auf dem Wahlvorschlag nach dem Mus-
ter der Anlage 11a KWahlO abgegeben werden. 
- Eine Wählbarkeitsbescheinigung nach dem Muster der 
Anlage 13a KWahlO, dass der Bewerber wählbar ist; die 
Bescheinigung kann auf dem Wahlvorschlag nach dem 
Muster der Anlage 11a KWahlO erteilt werden. 
- Bei Wahlvorschlägen von Parteien oder Wählergruppen 
eine Ausfertigung der Niederschrift über die Versamm-
lung der Partei oder Wählergruppe zur Aufstellung der 
Bewerber (Anl. 9a KWahO), im Falle eines Einspruchs 
nach § 17 Abs. 6 KWahlG auch eine Niederschrift über die 
wiederholte Abstimmung, mit den nach § 17 Abs. 8 
KWahlG vorgeschriebenen Versicherungen an Eides Statt 
(Anlage 10a KWahlO); ihrer Beifügung bedarf es nicht, so-
weit eine Ausfertigung der Niederschrift und der Versiche-
rungen an Eides Statt einem anderen Wahlvorschlag im 
Wahlgebiet beigefügt ist. Die Niederschrift soll nach dem 
Muster der Anlage 9 a KWahlO gefertigt, die Versicherung 
an Eides Statt nach dem Muster der Anlage 10a 
KWahlO abgegeben werden. Der Wahlleiter ist zur Ab-
nahme einer solchen Versicherung an Eides Statt zustän-
dig; er ist Behörde im Sinne des § 156 des Strafgesetzbu-
ches. 
Die Beibringung einer Ausfertigung der Niederschrift (Anl. 
9a KWahlO) und die Versicherung an Eides Statt (Anl. 10a 
KWahlO), dass die Festlegung der Reihenfolge der Bewer-
ber und die Bestimmung der Ersatzbewerber in geheimer 
Abstimmung erfolgt sind, bis zum Ablauf der Einreichungs-
frist, ist Voraussetzung für das Vorliegen eines gültigen 
Wahlvorschlages. 
- Sofern sich Beamte oder Arbeitnehmer nach § 13 Abs. 1 
oder 6 KWahlG bewerben,  eine Bescheinigung über ihr 
Dienst- oder Beschäftigungsverhältnis sowie im Falle des § 
13 Abs. 1 Satz 1 Buchst. b oder d KWahlG auch die aus-
geübte Tätigkeit, falls der Wahlleiter dies zur Behebung 
von Zweifeln für erforderlich hält. 
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III. Wahlvorschläge für die Reservelisten 
 

1. Für die Reserveliste können nur Bewerber be-
nannt werden, die für eine Partei oder für eine Wählergrup-
pe auftreten.  
Die Reserveliste soll nach dem Muster der Anlage 11b 
KWahlO eingereicht werden. Sie muss enthalten: 
 
- Den Namen der einreichenden Partei oder Wählergruppe. 
- Familiennamen, Vornamen, Beruf, Geburtsdatum, Ge-
burtsort und Anschrift sowie Staatsangehörigkeit der Be-
werber in erkennbarer Reihenfolge. Bei Beamten und Ar-
beitnehmern nach § 13 Abs. 1 und 6 KWahlG sind auch 
der Dienstherr und die Beschäftigungsbehörde oder die 
Gesellschaft, Stiftung oder Anstalt, bei der sie beschäftigt 
sind, anzugeben.  
 
Sie soll ferner Namen und Anschriften der Vertrauensper-
son und der stellvertretenden Vertrauensperson enthalten. 
 
2. Die Reserveliste muss von der für das Wahlgebiet 
zuständigen Leitung unterzeichnet sein. 
 
3. Ist die Partei oder Wählergruppe in der im Zeit-
punkt der Wahlausschreibung laufenden Wahlperiode nicht 
ununterbrochen in der zu wählenden Vertretung des Krei-
ses Lippe, im Landtag oder auf Grund eines Wahlvorschla-
ges aus dem Land im Bundestag vertreten, so muss die 
Reserveliste von mindestens 100 im Kreisgebiet Wahl-
berechtigten persönlich und handschriftlich unterzeichnet 
sein. Diese Unterstützungsunterschriften sind auf amtlichen 
Formblättern nach Anlage 14b KWahlO zu erbringen; bei 
der Anforderung der Formblätter ist die Bezeichnung der 
Partei oder Wählergruppe anzugeben. Für die Unterzeich-
nung gelten die o.a. Ausführungen (s. II Ziffer 4) entspre-
chend.  
 
4. Die Zustimmungserklärung der Bewerber ist 
auf der Reserveliste nach dem Muster der Anlage 11b 
KWahlO oder nach dem Muster der Anlage 12b KWahlO 
abzugeben. Einer Bescheinigung der Wählbarkeit bedarf 
es nicht, soweit Bewerber gleichzeitig für einen Wahlbezirk 
aufgestellt sind und die Bescheinigung für diesen Wahlvor-
schlag vorliegt oder beigebracht wird; andernfalls ist für je-
den Bewerber eine Wählbarkeitsbescheinigung nach 
Anlage 13a KWahlO erforderlich. 
 
5. Soll ein Bewerber auf der Reserveliste Ersatzbe-
werber für einen im Wahlbezirk oder für einen auf der Re-
serveliste aufgestellten anderen Bewerber sein (§ 16 Abs. 
2 KWahlG), so muss die Reserveliste ferner enthalten: 
 
- den Familien- und Vornamen des zu ersetzenden Bewer-
bers, 

- den Wahlbezirk oder die laufende Nummer der Reser-
veliste, in dem oder unter der der zu ersetzende Bewer-
ber aufgestellt ist. 

 
Detmold, den 16.12.2013 
 
Kreis Lippe  
Der Landrat als Wahlleiter 
für die Kommunalwahlen 
 
 
Heuwinkel 

KrBl. Lippe 20.12.2013 
 

 
570 Kommunalwahl 2014 Bekanntmachung des 

Wahltages für die Neu-/Stichwahl der Bürger-
meister der Städte Barntrup, Blomberg,  
Detmold, Lügde und der Gemeinden Dörentrup 
und Leopoldshöhe 

 
Gem. § 65 Abs. 1 Satz 2 der Gemeindeordnung für das 
Land NRW vom 14. Juli 1994 (GV.NRW 1994 S. 666) 
i.V.m. § 46 b und § 14 Abs. 1 Satz 1 und 3 des Gesetzes 
über die Kommunalwahlen im Lande NRW (KWahlG) vom 
30. Juni 1998 (GV.NRW 1998 S. 454, ber. S. 509) jeweils 
in der zurzeit gültigen Fassung wird als Wahltag für die 
Neuwahl der Bürgermeister der Städte Barntrup, Blomberg, 
Detmold, Lügde und der Gemeinden Dörentrup und Leo-
poldshöhe 
 

Sonntag, der 25. Mai 2014 
 
festgelegt. 
 
Als Wahltermin für eine gegebenenfalls erforderlich wer-
dende Stichwahl wird gem. § 46 c Abs. 2 Satz 2 KWahlG  
 

Sonntag, der 15. Juni 2014 
 
festgesetzt. 
 
Detmold, den 17. Dezember 2013 
 
Kreis Lippe 
Der Landrat als untere staatliche Verwaltungsbehörde 
In Vertretung 
 
 
Kemper 

KrBl. Lippe 20.12.2013 
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Stadt Detmold 
 
571 1. Änderungssatzung zur „Satzung über die 

Abfallentsorgung in der Stadt Detmold“ vom 
19.12.2013 

 
Aufgrund der §§ 7 und 8 der Gemeindeordnung für das 
Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 14. Juli 1994 (GV. NRW., S. 666), zuletzt ge-
ändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 13.12.2011 
(GV. NRW. 2011, S. 685 ), des Kreislaufwirtschaftsgeset-
zes (KrWG) vom 24.02.2012 (BGBl. I 2012, S. 212ff.), § 7 
der Gewerbeabfall-Verordnung vom 19.06.2002 (BGBl. I 
2002, S. 1938ff.,zuletzt geändert durch Art. 5 Abs. 23 des 
Gesetzes zur Neuordnung des Kreislaufwirtschafts- und 
Abfallrechts vom 24.02.2012, BGBl. I 2012, S. 257), der §§ 
8 und 9 des Abfallgesetzes für das LandNordrhein-
Westfalen (LAbfG NW) vom 21. Juni 1988, zuletzt geändert 
durch Gesetz vom 17.12.2009 (GV. NRW. S. 863, ber. 
975), sowie des § 17 des Gesetzes über Ordnungswidrig-
keiten in der Fassung der Bekanntmachung vom 19. Feb-
ruar 1987 (BGBl. I, S. 602), zuletzt geändert durch Gesetz 
vom 29.07.2009 (BGBl. I 2009, S. 2353) hat der Rat der 
Stadt Detmold in seiner Sitzung vom 18.12.2013 folgende 
Satzung beschlossen: 
 

§ 1 
 
§ 1(2) wird wie folgt neu gefasst:  
  
a) Mit dem Beitritt zum Abfallwirtschaftsverband Lippe hat 
die Stadt Detmold die abfallwirtschaftliche Aufgabe der 
Sperrmüllsammlung, gemäß des § 4 der Verbandssatzung 
vom 30.04.2002 in der derzeit gültigen Fassung auf den 
Verband übertragen.     
b) Ab dem 01.01.2014 hat die Stadt Detmold die abfallwirt-
schaftliche Aufgabe der Einsammlung und der Beförderung 
von schadstoffhaltigen Abfällen gemäß des § 4 der Ver-
bandssatzung vom 30.04.2002 in der derzeit gültigen Fas-
sung auf den Verband  
übertragen.     
 

§ 2 
 
§ 2(2) wird wie folgt ergänzt: 
d) Einsammeln und Befördern von schadstoffhaltigen Ab-
fällen gemäß Anlage 2 zu    dieser Satzung an einer statio-
nären Sammelstelle. 
§ 2(3) wird wie folgt geändert: 
§ 2(3)d) alt entfällt 
§ 2(3)e) wird neu § 2(3)d 
§ 2(3)f) wird neu § 2(3)e 
§ 2(3)g) wird neu § 2(3)f 
§ 2(3)h) wird neu § 2(3)g 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
§ 3 

 
§ 4(1) wird wie folgt neu gefasst: 
     Abfälle aus privaten Haushaltungen, die wegen ihrer 

besonderen Schadstoffbelastung zur Wahrung des 
Wohls der Allgemeinheit einer getrennten Entsorgung 
bedürfen (gefährliche Abfälle i.S.d § 3 Abs. 5 KrWG 
i.V.m. § 48 KRWG sowie der Abfall-Verzeichnis-
Verordnung) werden bei der vom Verband beauftrag-
ten stationären Sammelstelle angenommen. Dies gilt 
auch für Kleinmengen vergleichbarer Abfälle aus Ge-
werbe- und Dienstleistungsbetrieben, soweit sie mit 
den in Satz 1 genannten Abfällen entsorgt werden 
können. Gefährliche Abfälle im Sinne des Satzes 1 
sind diejenigen Abfälle, die in der als Anlage 2 zu die-
ser Satzung beigefügten Liste genannt sind. Die Liste 
ist Bestandteil der Satzung. 

 
§ 4 

 
§ 24(1) wird wie folgt ergänzt: 
f) entgegen des §13(9) Depotcontainer für Glas außerhalb 

der aufgeführten  
    Einwurfzeiten benutzt.  
 

§ 5 
 
Diese Änderungssatzung tritt am 01.01.2014 in Kraft. 
 

Bekanntmachungsanordnung 
 
Die vorstehende Änderungssatzung zur „Satzung über die 
Abfallentsorgung in der Stadt Detmold“ vom 19.12.2013 
wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 
Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Ver-
fahrens- und Formvorschriften der Gemeindeordnung für 
das Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 14. Juli 1994 
(GV.NRW.S.666/SGV.NRW.2023) – in der gegenwärtigen 
Fassung- gem. § 7 Abs. 6 Satz 1 der Gemeindeordnung 
nach Ablauf eines Jahres seit dieser Verkündung nicht 
mehr geltend gemacht werden kann, es sei denn, 

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein 
vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht 
durchgeführt, 

b) diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich 
bekannt gemacht worden, 

c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher 
beanstandet oder  

d) der Form- und Verfahrensmangel ist gegenüber 
der Stadt vorher gerügt und dabei die verletzte 
Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet 
worden, die den Mangel ergibt. 

 
Detmold, den 19.12.2013 
 
Der Bürgermeister 
 
 
Rainer Heller 

KrBl. Lippe 20.12.2013 
 
 
 
 
 
 
 



978 KREISBLATT –  AMTSBLATT DES KREISES LIPPE  
 

 

 
572 Satzung zur Änderung der „Satzung der Stadt 

Detmold über die Erhaltung baulicher Anlagen 
vom 13. April 1981“ vom 19.12.2013 

 
Aufgrund des § 7 Abs. 1, 2 i.V. mit § 41 Abs. 1 Satz 2 
Buchstabe f) der Gemeindeordnung für das Land Nord-
rhein-Westfalen (GO NRW) in der Fassung der Bekannt-
machung vom 14.Juli 1994 (GV. NW. 1994, S.666) die zu-
letzt durch Gesetz vom 09. April 2013 (GV. NRW. S. 194) 
geändert worden ist, und des § 172 Abs. 1 des Baugesetz-
buches (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
23.09.2004 (BGBl. I S. 2414), das zuletzt durch Gesetz 
vom 11.06.2013 (BGBl. I S. 1548) geändert worden ist, hat 
der Rat der Stadt Detmold in seiner Sitzung am 18.12.2013 
folgende Satzung zur Änderung der Satzung der Stadt 
Detmold über die Erhaltung baulicher Anlagen vom 
13.04.1981 beschlossen: 
 

Art. 1 
 
In § 1 Satz 1 wird hinter dem Wort „Gründerzeitviertel“ die 
Angabe „, die Wohngebiete des britischen Militärs“ einge-
fügt. 
 

Art. 2 
 
§ 3 Abs. 3 erhält folgende Fassung: 
 
„Gemäß § 24 Absatz 1 Nr. 4 BauGB steht der Stadt Det-
mold innerhalb des Satzungsgebietes ein Vorkaufsrecht 
zu.“ 
 

Art. 3 
 
Die Grenzbeschreibung wird wie folgt neu gefasst: 
 
„Der räumliche Geltungsbereich des Satzungsgebietes wird 
durch folgende Straßen begrenzt: 
 
Lagesche Straße zwischen Einmündung der Lemgoer Str. 
und dem ehemaligen Verlagshaus der LZ (Lagesche Str. 
17) 
Lemgoer Straße zwischen Lagesche Straße und  
Marienstraße,  
südliche Richthofenstr. zwischen Marienstraße und Brun-
nenstr. 
Anfang der Brunnenstraße (ca. 150 m) 
Blomberger Straße bis zur Schorenstraße 
Woldemarstraße 
Seminarstraße 
Verbindungsweg zwischen Heldmanstraße und Georg-
Weerth-Straße 
Leopoldstraße 
Hornsche Straße bis Krohnstraße und Gymnasium Leopol-
dinum 
Krohnstraße 
Willi-Hofmann-Straße bis einschließlich des Verwaltungs-
gebäudes der Musikhochschule 
Eckgrundstücke Rosenstraße und Alter Postweg 
Papenbergweg 
Händelstraße 
Obere Mühle 
Bülowstraße 
Bandelstraße 
Hans-Hinrichs-Straße 
Gutenbergstraße 
Kissinger Straße 
Auf den Bohnenkämpen 

 
Odermisser Straße 
Elisabethstraße 
Bruchgarten 
Sachsenstraße 
Bahnhof 
Bahnhofstraße bis zur Temdestraße 
nördliche Paulinenstraße 
Kronenplatz 
Thusneldastraße 
Immelmannstraße 
Monikaweg 
Gerdaweg 
Annastraße 
Zeppelinstraße 
Stresemannstraße 
Eckener Straße 
Wolfgang-Hirth-Straße 
Adenauerstraße 
Blücherstraße 
Stauffenbergstraße 
Niedersachsenstraße (nördlicher und östlicher Bereich) 
 

Art. 4 
 
Die Anlage zur Satzung wird durch die folgende Anlage er-
setzt: 
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Art. 5 

 
Die Satzung tritt am Tage nach ihrer Bekanntmachung in 
Kraft. 
 

Bekanntmachungsanordnung 
 
Die vorstehende Änderungssatzung zur „Satzung der Stadt 
Detmold über die Erhaltung baulicher Anlagen vom 13. Ap-
ril 1981“ vom 19.12.2013 wird hiermit öffentlich bekannt 
gemacht. 
Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Ver-
fahrens- und Formvorschriften der Gemeindeordnung für 
das Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 14. Juli 1994 
(GV.NRW.S.666/SGV.NRW.2023) – in der gegenwärtigen 
Fassung- gem. § 7 Abs. 6 Satz 1 der Gemeindeordnung 
nach Ablauf eines Jahres seit dieser Verkündung nicht 
mehr geltend gemacht werden kann, es sei denn, 

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein 
vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht 
durchgeführt, 

b) diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich 
bekannt gemacht worden, 

c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher 
beanstandet oder  

d) der Form- und Verfahrensmangel ist gegenüber 
der Stadt vorher gerügt und dabei die verletzte 
Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet 
worden, die den Mangel ergibt. 

 
Detmold, den 19.12.2013 
 
Der Bürgermeister 
 
 
Rainer Heller 

KrBl. Lippe 20.12.2013 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 


